u 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


en Nr. 24. 


(Nr. 5552.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Juni 1862., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗Chauſſee 
von Rees nach dem Bahnhöfe zu Empel der Koͤln⸗Arnheimer Eiſenbahn. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Rees nach dem Bahnhofe zu Empel der Coͤln⸗Arnheimer Eiſenbahn, im 
Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Ge⸗ 
meinde Rees das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Gemeinde Rees 
gegen Uebernahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. . 5 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 


N Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 6. Juni 1862. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Japegang 1862. (Nr. 55525554.) 30 (Nr, 5553.) 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Juli 1862, 
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(Nr. 5553.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juni 1862., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 


Hoͤtensleben uͤber Ohrsleben und Wackersleben nach Hamersleben, im 2 
Regierungsbezirk Magdeburg. 1 


Nac ben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauffee | 


von Hoͤtensleben uͤber Ohrsleben und Wackersleben im Kreiſe Neuhaldens⸗ 


leben des Regierungsbezirks Magdeburg nach Hamersleben im Kreiſe Oſchersleben 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Unternehmern des Baues der im 
Kreiſe Neuhaldensleben belegenen Strecke, der Landgraͤflich Heſſen-Homburg⸗ 
ſchen Domanialverwaltung zu Hoͤtensleben, ſowie den Dorfgemeinden Hoͤtens⸗ 


leben, Ohrsleben und Wackersleben das Expropriationsrecht für die zu dieſen 


Ses erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maagßgabe der für die 

Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich den Unternehmern gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffee- 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fir die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 


über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaätz⸗ 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Skaats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 


geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 


Kenntniß zu bringen. 
Schloß Babelsberg, den 6. Juni 1862. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Ir, 5554.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Juni 1862., betreffend die Verleihung des Ex⸗ Ei 


propriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſee von Suͤchteln in gerader Richtung 1 


auf Boisheim, im Kreiſe Kempen des Regierungsbezirks Duͤſſeldorf. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge | 
meinde⸗Chauſſee von Suͤchteln in gerader Richtung auf Boisheim, im a 1 
| ! Kem⸗ 
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Kempen des Regierungsbezirks Duͤſſeldorf, genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 
durch den Gemeinden Suͤchteln und Boisheim das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs = Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats - Chauffeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmuͤngen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. | 
| Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlımg zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. . 5 
Schloß Babelsberg, den 11. Juni 1862. 


Wilhelm. 
Y. d. Heydt. u Holzbrinck. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5555.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juni 1862., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗Chauſſee von 
Deuz an der Sieg⸗Lahnſtraße uͤber Feuersbach, Caan, Marienborn nach 
Siegen und von Siegen über Trup¾hach und Seelbach nach Freudenberg 
an der Minden⸗Coblenzer Straße, ſowie einer Zweig⸗Chauſſee von der 
Wertheſtraße nach Werthenbach. 5 


nahm durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage der Bau einer Gemeinde: 
Chauſſee von Deuz an der Sieg⸗Lahnſtraße uͤber Feuersbach, Caan, Marien⸗ 
born nach Siegen und von Siegen uͤber Trupbach und Seelbach nach Freu⸗ 
denberg an der Minden⸗Coblenzer Straße, ſowie einer Zweig⸗Chauſſee von der 
in dem Erlaſſe vom 26. Auguſt 1859. bezeichneten Straße im Werthethale 
nach Werthenbach genehmigt worden, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu den Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 

Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs - Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats - Chauffeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe 
Straßen zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den betreffenden 

(Nr 5554—5556,) 30* Ge⸗ 


Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straßen das Recht zur Erhebung eines, gegen die Saͤtze des Chauſſeegeld⸗Tarifs 
für die Staats-Chauſſeen um die Hälfte erhoͤhten Chauſſeegeldes mit der 
Maaßgabe verleihen, daß die Betheiligten eine Herabſetzung auf die einfachen 
Saͤtze nach Ablauf von ſechs Jahren ohne Entſchaͤdigung, inſofern dieſes nach 
der Entſcheidung des Finanzminiſters und des Minifters für Handel, Ge 
werbe und oͤffentliche Arbeiten im Intereſſe des Verkehrs nothwendig wird, ſich 
2 laſſen muͤſſen. Auch beſtimme Ich, daß die in dem Chauſſeegeld⸗ 
arife fuͤr die Staats⸗Chauſſeen enthaltenen Vorſchriften uͤber die Befreiungen, 
ſowie die ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Beſtimmungen, wie 
ſolche auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, und die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
kommen ſollen. g 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 14. Juni 1862. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5556.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juni 1862., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde 
Chauſſee von der Stadt Barmen und zwar von der am linken Wupper⸗ 
Ufer hinlaufenden Heckinghaͤuſer Gemeinde⸗Chauſſee uͤber Lichtenplatz bis 
zur Barmen⸗Ronsdorfer Staatsſtraße bei Herberts⸗Lichtenſcheid. 


Masten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge 1 
meinde⸗Chauſſee von der Stadt Barmen, im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, und 
zwar von der am linken Wupperufer hinlaufenden Heckinghaͤuſer Gemeinde: 
Chauſſee über Lichtenplatz bis zur Barmen⸗ Ronsdorfer Staatsſtraße bei Her⸗ 

berts⸗Lichtenſcheid genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Barmen 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs | 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 

ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Gemeinde Barmen 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
N Recht 


N Br 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den anderthalbfachen Saͤtzen des 
fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 

der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 

ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 

ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, und 
zwar vorlaufig auf den Zeitraum von zehn Jahren, unter Vorbehalt der 
demnaͤchſtigen Herabſetzung auf die einfachen Saͤtze des Tarifs, hierdurch ver⸗ 
leihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der hauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 

Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 5 


Schloß Babelsberg, den 14. Juni 1862. 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Holzbrin ck. 


An den Finanzminister und den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten. 


(Jr. 5557.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗ Obligationen 
des Prenzlauer Kreiſes, im Regierungsbezirk Potsdam, im Betrage von 
200,000 Thalern. Vom 18. Juni 1862. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen dc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Prenzlauer Kreiſes, im Regierungs⸗ 
Bezirk Potsdam, auf den Kreistagen vom 13. Oktober 1856. und 30. No⸗ 
vember 1857. mit Unſerer, unterm 31. Mai 1858. ertheilten Genehmigun 
beſchloſſen worden, den zum Bau einer Eiſenbahn von Angermuͤnde nach 
Stralſund mit Zweigbahnen von Paſewalk nach Stettin und von Zuͤſſow nach 
Wolgaſt innerhalb ihrer Kreisgrenzen nach dem Anſchlage erforderlichen Grund 
und Boden der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft unentgeltlich zu uͤber⸗ 
weiſen, und die zur Deckung des Kaufpreiſes und der Nutzungsentſchaͤdi⸗ 
gung u. ſ. w. für den gedachten Grund und Boden erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir, unter Aufhebung des Privilegii 
vom 25. September 1861. (Geſetz-Sammlung S. 813. ff.), auf den Antrag 
der zur Ausfuͤhrung jener Beſchluͤſſe von den Prenzlauer Kreisſtaͤnden gleich⸗ 
zeitig eingeſetzten ſtaͤndiſchen Kommiſſion: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obli⸗ 
(Nr. 65565557.) gationen 


gationen zu dem angenommenen Betrage von 200,000 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 200,000 
Thalern, in Buchſtaben: zweimal hundert taufend Thalern, welche in folgenden 


Apoints: f Er 
50 zu 1000 Thaler = 50,000 Thaler, 
> 100 = 500 ũ = 50,000 = 
200 = 2000 ũ = 40,000 
400 = 100 = 40,000 
200 ⸗ 50 „ 10,000 = 
0: 25 10,000 


zuſammen 200,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
5 vier Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung ſpaͤteſtens vom 1. Juli 1863. ab alljaͤhrlich mindeſtens mit 
zwei Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit der ech lichen Wirkung ertheilen, 
daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
1 0 en des Eigenthums nachweiſen zu Dürfen, geltend zu machen 
efugt iſt. ge +2 
Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 18. Juni 1862. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Jagow. v. Holzbrinck. 


Po- 


a — 
Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 


Obligation 
des Prenzlauer Kreiſes 
llt. V | 
RL Thaler Preußiſch Kurant. 


Ar Grund der unterm 31. Mai 1858. Allerhöchft beſtaͤtigten Kreistags⸗ 
beſchluͤſſe vom 13. Oktober 1856, und vom 30. November 1857., ſowie des 
Beſchluſſes vom 24. März 1862, betreffend die Seitens der Prenzlauer Kreis⸗ 
ſtaͤnde zu bewirkende unentgeltliche Uleberweiſung des innerhalb ihrer Kreis⸗ 
grenzen zum Bau einer Eiſenbahn von Angermuͤnde nach Stralſund mit 
Zweigbahnen von Paſewalk nach Stettin und von Zuͤſſow nach Wolgaſt erforder⸗ 
lichen Grundes und Bodens an die Berlin-⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, und 
betreffend die zur Deckung des Kaufpreiſes, der Nutzungsentſchaͤdigung u. ſ. w. 
für den gedachten Grund und Boden erforderlichen, in Kreis⸗Obligationen auf⸗ 
zubringenden Geldmittel, hat die zur Ausfuͤhrung dieſer Beſchluͤſſe von den 
Prenzlauer Kreisſtaͤnden gleichzeitig eingeſetzte ſtaͤndiſche Kommiſſion eine An⸗ 
leihe von 200,000 Thalern in Kreis⸗Obligationen aufzunehmen beſchloſſen und 
bekennt ſich durch dieſe, für jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers 
unkuͤndbare Obligation zu einer Schuld voeon Thalern in Preußiſchem 
Kurant, welche fuͤr den Prenzlauer Kreis kontrahirt worden und mit vier 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 200,000 Thalern geſchieht 
ſpaͤteſtens vom 1. Juli 1863, ab aus einem, mit jaͤhrlich mindeſtens zwei Prozent 
des Anleihekapitals zu bildenden Tilgungsfonds, unter Zuwachs der Zinſen von 
bin getilgten Kreis⸗Obligationen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungs⸗ 
planes. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Kreis⸗Obligationen wird durch das 
Loos beſtimmt. 

Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1863. ab in dem Monate Dezember 
jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds 
durch größere Auslooſung zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende 
Kreis⸗Obligationen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Kreis⸗ 
Obligationen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Be⸗ 
träge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich 
bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt im Monate Dezember jeden 
Jahres in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam, in den 
Gr. 5557.) Wochen⸗ 


0 


en der Stadt Prenzlau und in dem Preußiſchen Staatd-Anzeiger 
zu Berlin. e re ES 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit vier Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Kreis⸗Obligation, bei 
er Kreis⸗Kommunalkaſſe in Prenzlau, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Kreis⸗Obligation 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤck⸗ 
zuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Kreis⸗ 
Obligationen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. HH. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Prenzlau. & 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 


demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 


der Zinskupons durch Vorzeigung der Kreis⸗Obligation oder ſonſt in glaub ⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausge⸗ 
zahlt werden. 5 { 
Mit diefer Kreis⸗Obligation find zwölf halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf ſechsjaͤhrige Perioden ausgegeben. a 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Prenzlau gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons -Serie an den Inhaber der Kreis-Obligation, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 5 f & 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 
ehe Deſſen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterſchrift 
ertheilt. 


Weizlalt denn 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion des Prenzlauer Kreiſes für Erbauung 
der Uckermärkiſch⸗Vorpommerſchen Eiſenbahn. 4 


provinz Brandenburg, Kege under potsdam 


Zins ⸗ Kupon 


zu der 


Kreis⸗Obligation des Prenzlauer Kreiſes 


Thaler zu vier Prozent Zinſen uͤber Thaler 
Silbergroſchen. . 


Der Inhaber dieſes 17 empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am 

18. und ſpaͤterhin die au a vorbenannten 

Krei-Dbligation I das Halbjahr vom 
© Thal Silbergroſchen bei der Kreis- Kon münalkaſfe 
5 e 


Prenzlau, den . ten 


e Die ſtändiſche Kommiſſton des Prenzlauer Kreiſes für Erbauung 
. der Uckermärkiſch⸗Vorpommerſchen Eiſenbahn. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
eee an gerechnet, Be wird. 


Jahrgang 1862, (Nr. 55575558.) 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


& mal o 


zur 
Kreis -Obligatipon des Prenzlauer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe, inſofern 
nicht rechtzeitig Widerſpruch erhoben iſt, zu der Obligation des Prenzlauer 
Kreiſes 8 

1 E Thaler à vier Prozent Zinſen 
die .. te Serie Zinskupons für die ſechs Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Prenzlau. 

Weila, Dei tn en 18.. 


Die ſtändiſche Kommiſſion des Prenzlauer Kreiſes für Erbauung 
der Uckermärkiſch⸗Vorpommerſchen Eiſenbahn. 


(Nr. 5558.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Juni 1862., betreffend die Herſtellung eines Eifen- 
8 bahn⸗Verbindungsſtranges am ſogenannten Wehrhahnen bei Duͤſſeldorf. 


Indem Ich unter den in Ihrem Berichte vom 20. Juni d. J. angefuͤhrten 
Umſtaͤnden die von der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maaßgabe 
des Mir vorgelegten Planes beabſichtigte Herſtellung eines Verbindungsftran | 
es am ſogenannten Wehrhahnen bei Duͤſſeldorf, innerhalb der Gemeinden 
Oberbilk und Flingern, hierdurch noch beſonders genehmige, erklaͤre Ich zugleich 
ausdruͤcklich, daß die der genannten Geſellſchaft fuͤr ihr Geſammtunternehmen 
verliehene Expropriationsbefugniß auch auf die in Rede ſtehende Anlage An⸗ 
wendung zu finden hat. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 5 ; 
Berlin, den 23. Juni 1862. 


Wilhelm. 
v. Holzbrinck. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Au. 5569. 


1 


(Nr. 5559.) Bekanntmachung tiber die unterm 31. Mai 1862, erfolgte Allerhoͤchſte Genehmi⸗ 
g gung der von der letzten Generalverſammlung der Berliniſchen Lebens⸗ 
verſicherungs-Geſellſchaft beſchloſſenen Einfuͤhrung einer neuen Tabelle 
des Geſchaͤftsplanes der Geſellſchaft, reſp. Uebertragung der Genehmigung 
fernerer Aenderungen des Geſchaͤftsplanes auf den Miniſter des Innern. 

Vom 30. Juni 1862, 


be Könige Majeftät haben mittelft Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 31. Mai 
d. J. der von der Generalverſammlung der Berliniſchen Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft am 30. April d. J. beſchloſſenen Einfuͤhrung einer neuen Tabelle 
in Stelle der Tabelle B. „fuͤr die Verſicherung auf Lebenszeit ohne Anſpruch 
auf Gewinnantheil“ des durch die Allerhöchſte Kabinetsorder vom 31. Oktober 
1853. heſtaͤtigten Geſchaͤftsplanes Allerhöchftihre Genehmigung zu ertheilen 
und zugleich dem Miniſter des Innern die Genehmigung fernerer Aenderungen 
des Geſchaͤftsplanes der genannten Geſellſchaft zu uͤbertragen geruht. 


Dies wird mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß die Allerhoͤchſte 
Order vom 31. v. Mts. nebſt der neuen Tabelle B. durch das Amtsblatt der 
Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
langen werden. 


Berlin, den 30. Juni 1862. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter des Innern. 


Gr. zur Lippe. v. Jagow. 


(Nr. 5559.—5560) Nr. 5560.) 


(Nr. 5560.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 21. Juni 1862., die Genehmi⸗ 
gung der Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Preußiſche 
Hypothekenverſicherungs-Aktiengeſellſchaft! mit dem Domizil in Berlin 
und die Beſtaͤtigung ihrer Statuten betreffend. Vom 2. Juli 1862. 


D. Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Alterhöchften Erlaſſes vom 21. Juni 
d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Preußiſche 
Hypothekenverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil zu Berlin zu ge⸗ 
nehmigen und deren in dem gerichtlichen Akte vom 4. Juni d. J. verlautbarte 
Statuten unter den in dem gedachten Allerhöchften Erlaß angeführten Maaß⸗ 
gaben zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des $. 3. des Ge⸗ 
ſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken 
zur offentlichen Kennkniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Sta⸗ 
tuten durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam bekannt 
gemacht werden wird. N | 


Berlin, den 2. Zuli 1862, 


Der Minifter für die Der Minifter Der Minifter für Handel, 
landwirthſchaftlichen des Innern. Gewerbe und öffentliche 
Angelegenheiten. Arbeiten. N 
. Gr. v. Itzenplitz. ». Jagow. v. Holzbrinck. "m 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


